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Es braucht nicht mehr Jugendliche
an den Gymnasien, sondern
mehr Überlegungen, wer ins
Gymnasium gehört und wer in

die Berufsbildung. Manche junge Men-
schen sind lediglich darum im Gymna-
sium, damit sie den Berufsentscheid auf-
schieben können. Sie wissen nicht, was
sie wollen, und haben kaum akademi-
sche Interessen. Andererseits werden in-
tellektuell begabte Kinder aus einfachen
Sozialschichten sowie begabte Knaben
oft in die Berufsbildung abgelenkt, auch
wenn sie akademische Interessen haben
und eigentlich ins Gymnasium gehören.

Die Frage, welcher Anteil unserer Be-
völkerung über eine Matura verfügen
und später eine Hochschulausbildung
absolvieren soll, lässt sich aus wissen-
schaftlicher Sicht nicht beantworten. Die
Politik muss dieses Ziel vorgeben. Gleich-
zeitig braucht es eine Reform des dualen
Bildungssystems. Junge Menschen sol-
len entsprechend ihren Begabungen und
Neigungen zwischen Gymnasium und
Berufslehre wählen können. Das ist
momentan nicht der Fall.

Ans Gymi schaffen es vorwiegend
jene, die vom Elternhaus die nötige
Unterstützung erhalten. Das sind gut
80 Prozent der Kinder aus Akademiker-
familien. Darunter sind auch solche, die
Anzeichen von Schulmüdigkeit zeigen,
wenig Interesse für Theorie aufbringen,
aber handwerkliche Talente haben und

in einer praktischen Ausbildung besser
aufgehoben wären. Doch weil die Eltern
für sie von klein auf keinen anderen Weg
als die Hochschulreife planen, bekom-
men sie Nachhilfeunterricht und Zugang
zu Lernstudios.

Gute Noten sind die Übertrittsbedin-
gung Nummer 1. Auch Lehrkräfte sind oft
überzeugt, der Weg ins Gymnasium hän-
ge allein von den Noten ab, weshalb die
Entscheidung einfach sei. Kaum wird be-
rücksichtigt, wie sie zustande kommen.
Zwei Beispiele verweisen auf eine bemer-
kenswerte Achillesferse im System. Um
den Übertritt ins Gymnasium zu schaf-
fen, müssen Knaben bei gleicher Kompe-
tenz höhere Leistungen erbringen als
Mädchen. Selbst bei identischen Noten
empfehlen Lehrkräfte Knaben seltener
fürs Gymnasium. Gleiches gilt für Kin-
der aus einfachen Sozialschichten. Im
Vergleich zu solchen aus Akademiker-
haushalten schaffen sie es bei gleichen
kognitiven Fähigkeiten deutlich seltener
aufs Gymnasium.

Die Bildungspolitik sollte sich aufraf-
fen, Förderressourcen auch diesen bei-
den Gruppen von Heranwachsenden
zukommen zu lassen. Darum reicht es
nicht, lediglich «Matura für alle!» zu for-
dern. Mehr Aufmerksamkeit von Lehr-
personen und Mentorinnen, auch solche
Potenziale zu erwarten, zu entdecken
und zu fördern – das wäre verwirklichte
Chancengerechtigkeit!

Spätestens wenn man anfängt, sich
andere, bessere Studierende zu
erträumen, sollte man sich fra-
gen, wo einen die Déformation

professionnelle hingeführt hat. Studie-
rende als unbedarft und desinteressiert
hinzustellen, sie der Lächerlichkeit preis-
zugeben, ist so billig wie populistisch. Es
bedient ein Narrativ, das sich aus zwei
Polen speist, die sich gegenseitig be-
stätigen: Hier die Arrivierten, die ihren
Bildungsdünkel in gönnerhafte Phrasen
kleiden und uns versichern: Es müssen
nicht alle studieren. Dort die Bildungs-
fernen, die sich in ihrer Selbstexklusion
und Bildungsskepsis bestärkt fühlen. Die
Lehre loben und Akademiker bashen –
Applaus ist garantiert, doch kein einziges
Problem ist gelöst.

Das so wichtige Argument der Chan-
cen zu verwenden, um den dringend not-
wendigen Ausbau der höheren Bildung
zu bekämpfen, ist bedenklich – aber
nicht neu. Es war schon immer die Wirt-
schaft mit ihrer Nachfrage nach Hoch-
qualifizierten, welche die Bildung vor-
anbrachte – es waren noch nie die Be-
denkenträger. Dass die Richtigen ans
Gymi sollen, ist unbestritten – doch das
hat mit der Maturitätsquote nichts zu
tun. Das gilt bei 10, 20 oder 30 Prozent.

Es muss nicht für jedes Arbeiterkind,
das ans Gymnasium kommt, ein Akade-
mikerkind raus. Ein liberales Bildungs-
system braucht beides: Sowohl gerechte

Chancen als auch ein wirtschaftsfreund-
liches Wachstum. Deshalb soll es zur
Pflicht werden für alle Jugendlichen, ent-
weder eine gymnasiale Matura, eine Be-
rufsmatura oder eine Fachmatura zu er-
langen. Die Gymi-Quote soll auf 30 Pro-
zent steigen, und die Berufs- und Fach-
maturität sollen zum neuen Standard
werden.

Die Ansprüche steigen in allen Jobs,
insbesondere steigt die Nachfrage nach
Hochqualifizierten. Die gegenwärtige Bil-
dungspolitik setzt auf den Ausbau des
dualen Wegs: auf Berufsmaturität und
Fachhochschulen. Das reicht nicht. Es
braucht beides: sowohl mehr Berufs-
matura als auch mehr Gymnasium.
Der akademische Weg wird seit einem
Vierteljahrhundert gedeckelt.

Dafür importiert man Akademiker im
grossen Stil aus dem Ausland. Das ist der
Paradigmenwechsel unserer Gegenwart:
Internationale Firmen haben es nicht
mehr nötig, Ingenieurinnen, Software-
entwickler, Ärztinnen vor Ort auszubil-
den. Man holt sie einfach aus anderen
Ländern – und spart sich die Bildungs-
kosten. Auf der Strecke bleiben die hie-
sigen Jugendlichen. Das ist empörend.
Doch immer noch hält man in der
Schweiz an dieser veralteten Bildungs-
politik fest, schwadroniert von arbeits-
losen Akademikern, die es nicht gibt, und
erzählt sich gegenseitig Witzchen über
dumme Studenten.

LeidersindoftdieFalschen
anunserenGymnasien
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Andreas Pfister ist Gymnasiallehrer
und schreibt über Bildungspolitik.

VonAndreas Pfister VonMargrit Stamm
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Mit wem ein Kind unterrichtet
wird, beeinflusst seine Chan-
cen auf Schulerfolg. Seit Jah-
ren befasst sich Oliver Dlabač

vom Zentrum für Demokratie Aarau mit
den Effekten der Schulzusammenset-
zung auf individuelle Leistungen. Seine
Analysen zeigen: Abhängig von der Kom-
position der besuchten Schule, beträgt
der Unterschied im Lernstand am Ende
der obligatorischen Schulzeit bis zu
einem Jahr.

Soziale Ungerechtigkeiten und damit
schlechtere Startchancen lassen sich mit
einer optimierten Kindergarten- und
Schulzuteilung verringern. Dlabač und
sein Team haben dafür einen Algorith-
mus entwickelt, der mithilfe von Krite-
rien wie dem Bildungsstand, der Fremd-
sprachigkeit und dem Einkommen der
Eltern die Zuteilung optimiert. Die Zür-
cher Schulkreise Waidberg und Uto und
die Stadt Uster (ZH) haben vor, das Sys-
tem vertieft zu testen. Die Stadt Bern,
welche an der Vorstudie teilgenommen
hat, verzichtet aus Kosten-Nutzen-Über-
legungen auf eine Fortführung.

Heterogenität schadet nicht
Das System zeigt, dass bereits kleinräu-
mige Anpassungen an den Grenzen der
Einzugsgebiete für einen gewissen Aus-
gleich sorgen – und damit die ethnische
und soziale Vielfalt erhöhen können. Die
Überzeugung, Kinder aus fremdsprachi-
gen und bildungsfernen Milieus hätten
für die Schulleistungen von bildungs-
nahen Kindern in derselben Klasse nega-
tive Folgen, hält sich aber insbesondere
bei Akademikereltern hartnäckig. Doch
die Forschungen von Oliver Dlabač und
seinem Team zeigen: Erst ab einem An-
teil von 40 Prozent Schülerinnen und
Schülern mit benachteiligtem Hinter-

grund wirkt sich die soziale Durchmi-
schung an Schulen negativ auf die indi-
viduellen Schulleistungen von Kindern
aus. Die Forschenden nennen dieses
Phänomen den «Kippeffekt».

Bis zu diesem Schwellenwert bringt
soziale Durchmischung für benachtei-
ligte Kinder leistungsmässige Vorteile
und für bildungsnahe Kinder zumindest
keine Nachteile. «Ich wäre froh, bildungs-
nahe Eltern würden diesen Studien Glau-
ben schenken», sagt Vera Lang Temperli,
Präsidentin der Kreisschulbehörde Glatt-
tal, «leider ist die Realität eine andere.»
Anders als viele Eltern kennt sie die Vor-
züge von durchmischten Schulklassen
und befürwortet die Idee der datenba-
sierten Schulzuteilung.

Jedoch sei noch offen, ob der Algorith-
mus Kinder mit derselben Wohnadres-
se immer gleich behandle. «In einem
Rekursfall muss die Behörde minuziös
aufzeigen können, warum ein Kind ei-
ner Schule und einer Klasse zugeteilt
wurde», erklärt sie. Aus diesem Grund
warten die Präsidien der anderen Schul-
kreisbehörden die Ergebnisse des Pilot-
versuchs der Schulkreise Uto und Waid-
berg ab, bevor entschieden wird, ob
die computergestützte Schulzuteilung
weiterverfolgt wird.

Nach Patricia Bernet, Primarschul-
präsidentin der Stadt Uster und Befür-
worterin der computergestützten Zutei-
lung, sind viele Sorgen von Eltern auf Un-
kenntnis des Systems zurückzuführen.
Auch bei einer elektronischen Zuteilung
halte man an Quartierschulen fest, Nach-
barskinder gingen wenn möglich weiter-
hin gemeinsam zur Schule, und auf Kin-
der mit speziellen Bedürfnissen werde
geachtet. «Nur der Spielraum innerhalb
der gesetzlichen Vorgabe wird genutzt,
um eine ausgewogene Zusammenset-
zung der Schulen zu erreichen», sagt
Bernet.

Manuelle Zuteilung schwierig
An den meisten Orten (darunter auch
in den Städten Zürich, Uster und Bern)
erfolgt die Zuteilung nach wie vor von
Hand. Die Rahmenbedingungen schafft
im Kanton Zürich die Volksschulverord-
nung. Diese hält fest, dass neben der Län-
ge und Gefährlichkeit des Schulwegs
auch auf eine ausgewogene Zusammen-
setzung der Klassen zu achten ist. Als
Kriterien dafür werden die Leistungs-
fähigkeit, die soziale und sprachliche
Herkunft und das Geschlecht genannt.
«Bei einer manuellen Zuteilung ist eine
systematische Berücksichtigung all die-
ser Faktoren aber nicht möglich», sagt
Bernet. Auch aus diesem Grund befür-
worte sie die datenbasierte Zuteilung.
Diese spare Zeit und erhöhe die Chan-
cengerechtigkeit – bei gleichbleibender
Länge der Schulwege.

Dass Ängste bleiben werden, ist auch
dem Team um Dlabač bewusst. Um die
gesellschaftliche Akzeptanz zu erhöhen,
schlagen sie vor, dass Schulbehörden im
Falle einer Anwendung die Kriterien des
Algorithmus und die Zuteilungspraxis
offen kommunizieren.

Meist richten sich private Schulen
an gut verdienende, bildungsnahe
Eltern. Doch in der Schweiz gibt es
Ausnahmen, die sich auchweniger
Gutverdienende leisten können.
ChristaWüthrich

Knapp sechs Prozent aller Kinder in der
Schweiz besuchen eine Privatschule. Den
Mittelwert an jährlichen Schulgebühren
beziffert die Agentur für Privatschulen
auf 24 000 Franken. Eine gewinnorien-
tierte Privatschule finanziert sich über
hohe Schulgelder, selektiert dadurch die
Schülerschaft und definiert damit die
eigene Exklusivität. Privat heisst also pri-
vilegiert in den meisten Fällen. So kostet
etwa am Institut Montana Zugerberg ein
Jahr am Gymnasium über 30000 Fran-
ken. «Wir betreuen an unserer Schule
keine Sozialfälle, was als Privatschule
auch nicht unsere primäre Ausrichtung
oder Aufgabe ist», sagt Velia Tricoli,
Leiterin External Relations am Institut
Montana. Dafür sei das Schweizer Schul-
wesen zuständig.

Bei Privatschulen haben Sozialpro-
gramme, welche Kindern und Jugend-
lichen aus Familien ohne finanzielle Res-
sourcen den Zugang zu Privatschulen er-
möglichen, Seltenheitswert, doch man
findet sie. Als sozial verantwortungs-
bewusst positionieren sich vor allem
gemeinnützige Privatschulen, die nicht
gewinnorientiert arbeiten, sondern von
Stiftungen, religiösen Organisationen,
Vereinen und Gönnern getragen werden.
Sie setzen dabei oft auf einkommens-
abhängige Schulgelder. Das heisst, dass
einkommensschwächeren Familien
weniger Schulgeld verrechnet wird als
vermögenden Eltern, die einen höheren
Beitrag bezahlen. Als zusätzliche Hilfe
werden für Kinder aus benachteiligten
Familien häufig auch Stipendien oder
Unterstützungsfonds angeboten. Eltern
mit mehreren Kindern profitieren von
einem Geschwisterrabatt.

Zum Beispiel die Freien Katholischen
Schulen Zürich: «Wir wenden uns mit
den einkommensabhängigen Schulgel-
dern an Familien mit tieferen Einkom-
men und deren bildungsaffine Kinder»,
sagt deren Direktor Othmar Meister. Sie

passen das Schuldgeld seit fast hundert
Jahren dem Einkommen der Eltern an.
«Viele der Familien sind Katholiken, die
in die Schweiz eingewandert sind und
heute in erster, zweiter oder dritter Gene-
ration in Zürich und Umgebung leben»,
konkretisiert er. Durch die finanzielle
Unterstützung der römisch-katholischen
Kirche des Kantons Zürich kann ein
Schulgeld offeriert werden, das unter
den Selbstkosten der Schule liegt. Eine
katholische Familie aus Zürich, deren
versteuertes Reineinkommen weniger
als 40 000 Franken beträgt und die kaum
über Vermögen verfügt, zahlt pro Jahr für
ein Primarschulkind noch 2820 Franken.
Im Gegenzug zahlen besserverdienende
und vermögende Eltern ein Mehrfaches.
Zudem variiert das Schulgeld je nach
Wohnort oder Kirchgemeinde.

Auch das Zürcher Gymnasium Unter-
strass, mit evangelischem Hintergrund,
kennt eine Abstufung der Schulgelder
und einen eigenen Stipendienfonds. Dort
besuchen pro Jahr sogar vier begabte
Jugendliche aus einkommensschwäche-
ren Familien mit Migrationshintergrund
die Schule kostenlos – im Rahmen des
Projektes Chagall (siehe vorangehende
Seite). «Die kulturelle Diversität in den
Klassen hat durch das Projekt zugenom-
men. Schülerschaft, Lehrpersonen und
die Eltern empfinden dies als grosse Be-
reicherung», sagt Dorothea Baumgart-
ner, Gesamtleiterin von Chagall. Aber:
«Der Knackpunkt für nachhaltige Sozial-
programme ist die Finanzierung.» Das
Programm sei nur dank Stiftungen, Gön-
nern und dem Lotteriefonds realisierbar.

Vom einkommensabhängigen Schul-
geld verabschiedet hat sich vor drei Jah-
ren hingegen die Rudolf-Steiner-Schule
in St. Gallen. «Überschuldet und kurz vor
der Schliessung war die Einführung von
Fixbeträgen und damit einer notwen-
digen Planungssicherheit unerlässlich»,
sagt Schulleiterin Heidrun Weber. Die
neu gewonnene Klarheit betreffend der
Schulgebühren werde von den Familien
geschätzt. Die Kursänderung mitgetra-
gen hätten die Eltern, weil der Solidari-
tätsgedanke immer noch zentral sei, sagt
Weber. Einkommensschwächere Fami-
lien können nun über einen Stipendien-
fonds Unterstützung beantragen.

ImRekursfallmussdie
Behördeminuziös
aufzeigenkönnen,
warumdasKind einer
Schule zugeteiltwurde.
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Ihre Elternmüssen nicht reich sein: Kinder an der Freien Katholischen Schule.
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Soziale Ungerechtigkeiten könnenmit einer guten Zuteilung etwas ausgeglichenwerden: Zwei Kinder auf dem Schulweg.

DierichtigenGspänli
machenklug
EinAlgorithmus soll dieDurchmischungvonSchulen
verbessern.Die Idee stösst aufSkepsis.VonSandrineGehriger

SindPrivatschulen
nur fürReiche?
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